
L Ä N D E R

Signale aus Berlin

Im Streit um Kompensationsleistun-
gen des Bundes für Steuerausfälle 

der Länder gibt es offenbar Ansätze 
für eine gütliche Einigung. Auf einer
Klausurtagung der schleswig-holsteini-
schen CDU-Landtagsfraktion in Lü-
beck sagte Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen in der vergangenen

Woche, es gebe „Signale aus Berlin,
dass man zu einer Lösung finden“ kön-
ne – noch vor der Abstimmung über
das umstrittene Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz am 18. Dezember im Bun-
desrat. In Kieler Regierungskreisen ist
von einem Entgegenkommen des Bun-
des bei den Kosten für die Unterbrin-
gung von Hartz-IV-Empfängern die
Rede – und von größeren Freiheiten 
bei der Ausführung von Bundesgeset-
zen, die sich finanziell vorteilhaft für

die Länder auswirken könnten. Sach-
sens Ministerpräsident Stanislaw Til-
lich bestätigte Gespräche über Ände-
rungen bei Hartz IV, nannte sie jedoch
„eine weitere Baustelle“, die „in ers-
ter Linie die kommunale Ebene und 
deren steigende Belastungen auf der
Ausgabenseite“ berühre. Kommunen
seines Landes hätten errechnet, „dass
sie mit einem Betrag von rund 40 Mil-
lionen Euro pro Jahr betroffen sein
könnten“. 

S U B V E N T I O N E N

Streichen und
straffen

Ein wissenschaftliches Gutachten im
Auftrag des Finanzministeriums

empfiehlt der Bundesregierung, 5 der
20 größten Steuervergünstigungen
komplett zu streichen. Dazu zählen
die Steuerbefreiung der Zuschläge für
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.
Auch die ermäßigte Umsatzsteuer auf
Bücher oder Zeitschriften sollte weg-
fallen, genauso wie die Steuerbefrei-
ung für Kerosin bei Inlandsflügen oder
die Arbeitnehmersparzulage. Auch
Immobilien-Aktiengesellschaften soll-
ten nicht länger steuerlich gefördert
werden, fordern die Wissenschaftler
des Finanzwissenschaftlichen For-
schungsinstituts aus Köln, des Mann-
heimer Zentrums für Europäische
Wirtschaftsforschung und des däni-
schen Beratungsunternehmens Co-
penhagen Economics. Die Vergünsti-
gungen seien ökonomisch unsinnig
und nicht zu rechtfertigen, begründen sie ihr Votum. Fielen sie
weg, könnte der Staat knapp 4,8 Milliarden Euro an Subven-
tionen einsparen. Zehn weitere Steuervergünstigungen, dar-
unter Zuschüsse für haushaltsnahe Dienstleistungen oder Ver-
günstigungen für Biokraftstoffe, sollten „grundlegend gestrafft“
werden. Sie stehen für ein Subventionsvolumen von 10,5 Mil-
liarden Euro. Nur fünf Subventionstatbestände halten die For-
scher für gerechtfertigt, etwa die Förderung der Riester-Rente,

den Sparerfreibetrag oder die Zulage für Ausrüstungsinves-
titionen. Das Gutachten könnte Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) als Blaupause dienen, um im nächsten Jahr
Geld für die notwendige Haushaltssanierung einzusparen. In
Auftrag gegeben wurde es noch zur Zeit seines Vorgängers
Peer Steinbrück (SPD), der aus Angst vor unangenehmen Dis-
kussionen die Fertigstellung der Expertise bis nach der Bun-
destagswahl hinauszögern ließ.
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Schuldenstand der Länder* in Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts
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7,917,2 13,9 13,024,125,326,728,433,5 33,334,135,6 32,142,255,163,9

* Kreditmarktschulden 2008, inklusive Gemeinden
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